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Die Regionalpolitik gilt als Hauptinvestitionspolitik der Europäischen Union. Sie soll die
„Schaffung neuer  Arbeitsplätze,  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Unternehmen,  das  Wirt-
schaftswachstum, eine nachhaltige Entwicklung und die Verbesserung der Lebensqualität
der EU-Bürger“ in allen Regionen und Städten fördern.1 Sie wird im Rahmen von mehr-
jährigen  Programmperioden  durchgeführt,  die  zeitlich  mit  dem  mehrjährigen  Finanz-
rahmen übereinstimmen. 

Im  Juni  2017  befand  sich  die  Regionalpolitik  genau  in  der  Mitte  der  laufenden
Programmperiode 2014 bis 2020.  Von Mitte 2016 bis  2017 ist  die Durchführung der
Förderung  aus  den  Operationellen  Programmen  hochgefahren  worden,  nachdem  sie
zunächst  verzögert  angelaufen war,  unter anderem durch die neu eingeführten Ex-ante-
Konditionalitäten. Noch immer steht die Erfüllung etlicher dieser Konditionalitäten aus.
Zwischen Juni 2016 und Juni 2017 wurde keine neue makroregionale Strategie beschlos-
sen und auch keine neue diesbezügliche Initiative gestartet. Weiter vorangeschritten sind
die Bemühungen, die EU-Städteagenda mit Leben zu füllen. Die Europäische Kommission
tritt für eine Verlängerung der Investitionsoffensive für Europa über das Jahr 2018 hinaus
bis 2020 ein, worüber aber noch nicht entschieden ist. Mit einer Entschließung des Euro-
päischen Parlaments wurde die Debatte über die Regionalpolitik nach 2020 eröffnet.

Operationelle Programme und Ex-ante-Konditionalitäten

Bis zum Herbst  2016 – zu diesem Zeitpunkt waren knapp vier  Zehntel  der  laufenden
Förderperiode verstrichen – war der Stand der Förderung aus den verschiedenen Europä-
ischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) gemäß den Vorgaben aus den Opera-
tionellen Programmen wie folgt: Es waren bis dahin 129 Mrd. Euro der geplanten Investi-
tionen für eine Förderung ausgewählt worden. Das waren gut 20 Prozent des geplanten
Investitionsvolumens für die gesamte Förderperiode in Höhe von 638 Mrd. Euro.2 Die
Förderung ist somit verzögert angelaufen. Dieser Befund wird von der Kommission mit
den teils sehr aufwendigen Verfahren erklärt, die sicherstellen sollen, dass tragfähige und
hochwertige Investitionen durchgeführt  werden und die für die laufende Förderperiode
nochmals erheblich anspruchsvoller geworden sind. Die Kommission hat im Herbst 2016
gefordert, dass die Durchführung der neuen Programme nunmehr beschleunigt geschehen
soll.3 Relativ weit vorangeschritten war zu diesem Zeitpunkt die Förderung von Projekten
in (absteigende Reihenfolge):  Belgien,  Finnland,  Ungarn,  dem Vereinigten Königreich,

* Für umfangreiche Recherchen dankt der Verfasser Marie Chirine Rihane.
1 Europäische Kommission: Die Hauptinvestitionspolitik der EU, 2014, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/

regional_policy/de/policy/what/investment-policy/ (letzter Zugriff: 20.1.2016).
2 Europäische Kommission: Bericht der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä -

ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Europäische Struktur- und
Investitionsfonds 2014-2020. Zusammenfassender Bericht 2016 zu den jährlichen Programm-Durchfüh-
rungsberichten für den Durchführungszeitraum 2014-2015, COM(2016) 812 final, S. 2.

3 Siehe auch im Folgenden Europäische Kommission: Zusammenfassender Bericht, 2016, S.17, 24.
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Estland, Portugal, Irland. Besonders wenig war bis dahin gefördert worden in (aufsteigen-
de Reihenfolge): Zypern, Rumänien, Kroatien, die Tschechische Republik, Griechenland.4

Erheblich beigetragen zu den Verzögerungen beim Anlauf der Förderung dürften die
sogenannten Ex-ante- Konditionalitäten, die erstmals in der aktuellen Förderperiode einge-
führt worden sind. Sie besagen, dass ein ausreichender regulatorischer und strategischer
Rahmen auf der nationalen und regionalen Ebene vorhanden sein muss, in die sich die zur
Unterstützung vorgesehenen Projekte konsistent einfügen lassen. Sie sollen auch helfen,
die EU-Rechtsetzung zu implementieren, sofern noch nicht (ausreichend) geschehen und
im Zusammenhang mit  den geförderten Projekten stehend.  Ferner  müssen die Verwal-
tungskapazitäten ausreichend sein, um die Förderung effizient umzusetzen. Insgesamt gibt
es für die Regionalpolitik 36 Ex-ante-Konditionalitäten; davon betreffen sieben horizonta-
le Aspekte der Programmdurchführung und 29 sektorspezifische Bedingungen für die im
Rahmen  der  Regionalpolitik  förderfähigen  Investitionsbereiche5.  In  einem  internen
Arbeitsbericht kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass die Ex-ante-Konditionalitä-
ten zwar erheblich zu deren ursprünglichen Zielen beigetragen haben: Sie merkt aber auch
an, dass der Ansatz sehr komplex sei und erhebliche administrative Kosten verursache.6 

Wenn die Ex-ante-Bedingungen nicht erfüllt sind, kann die Förderung eines Projektes
suspendiert  werden,  obwohl  es  in  einem  Operationellen  Programm enthalten  ist.  Bei
Annahme der Programme (bis Ende 2015) waren etwa 75 Prozent der Ex-ante-Konditiona-
litäten erfüllt. Für die fehlenden Konditionalitäten wurden über 800 Aktionspläne verein-
bart,  deren  Erfüllung ursprünglich  bis  Ende  2016  hätte  entsprochen  werden  müssen.7

Sofern Aktionspläne bis zu diesem Zeitpunkt nicht durchgeführt waren, hätte die Kommis-
sion entscheiden können, die Finanzierung betreffender Projekte zu streichen.8 Davon hat
sie  bislang  abgesehen.  Bis  Ende  März  2017  waren  86  Prozent  der  Konditionalitäten
erfüllt,9 mithin harrten zu diesem Zeitpunkt immer noch 14 Prozent der Aktionspläne der
Umsetzung. Bis zum Sommer 2017 müssen die Mitgliedstaaten über die Erfüllung der
noch ausstehenden Konditionalitäten berichten.10

Makroregionale Strategien

Im Berichtsjahr ist keine weitere makroregionale Strategie beschlossen worden. Es gab
auch  keine  substantiellen  Initiativen,  solche  Strategien  für  weitere  Großregionen,  die
Länder der Europäischen Union aber auch angrenzende Regionen und Länder umfassen
können, zu entwickeln. Somit ist es bei den vier schon bestehenden makroregionalen Stra-
tegien geblieben: der für den Ostseeraum (seit 2009),  den Donauraum (seit 2011),  das
adriatisch-ionische Meer (seit 2014) sowie der für den Alpenraum (seit 2016). 

4 Detaillierte Informationen zu den geplanten, freigegeben und ausgezahlten Beträgen aus den ESI-Fonds
nach Ländern, den einzelnen Fonds sowie den geförderten Themenbereichen liefert die offene Datenplatt -
form der Kommission zur Kohäsionspolitik. Die Daten decken im Juni 2017 den Zeitraum 2014 bis Ende
2016 ab, abrufbar unter: https://cohesiondata.ec.europa.eu/ (letzter Zugriff: 18.7.2017).

5 Europäische Kommission: Commission Staff Working Document – the Value Added of Ex ante Conditio-
nalities in the European Structural and Investment Funds, SWD(2017) 127 final, S. 5.

6 Europäische Kommission: the Value Added of Ex ante Conditionalities, 2017, S. 17-19.
7 Europäische Kommission: the Value Added of Ex ante Conditionalities, 2017, S. 5-6.
8 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission. Investitionen in Beschäftigung und Wachstum –

Maximierung des Beitrags der europäischen Struktur- und Investitionsfonds, COM(2015) 639 final.
9 Europäische Kommission: the Value Added of Ex ante Conditionalities, 2017, S. 6.
10 Europäische Kommission: Pressemitteilung. Neuer Bericht: EU-Kohäsionspolitik verbessert Investitions-

umfeld in Europa, 31. März 2017, Dok. IP/17/781. 
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Die Kommission hat  Ende 2016 einen Bericht  über die bisherigen Erfahrungen der
makroregionalen Strategien vorgelegt. Darin wird ein recht kritisches Fazit gezogen. So
seien zwar erste Ergebnisse zu verzeichnen, die Strategien hätten aber nicht „ihr volles
Potenzial entfaltet“11. Kritisch werden die Governance-Systeme zur Umsetzung der Strate-
gien, eine mangelnde Ergebnisorientierung, Defizite bei der Nutzung von Finanzierungs-
quellen sowie beim Einbezug von Nicht-EU-Ländern gesehen.12 Jedoch ist zu dem Bericht
als  solchem  kritisch  anzumerken,  dass  er  nicht  – zumindest  nicht  ersichtlich  –  die
ursprüngliche Zielsetzung der makroregionalen Strategien und deren Umsetzung thema-
tisiert.  Die  nachvollziehbare  Begründung  für  diese  Strategien  war  ursprünglich,  dass
gemeinsame Herausforderungen in einem bestimmten geographisch abgegrenzten Raum,
der mehrere Mitgliedsländer (oder Teile von ihnen) und auch Drittländer (oder Teile von
ihnen)  umfasst,  durch  länder-  und  regionsübergreifende  Kooperationen  begegnet  oder
auch  gemeinsame  Chancen  genutzt  werden  sollten.13 Möglicherweise  kann  der  nicht
befriedigende Erfolg der makroregionalen Strategien gerade damit  erklärt werden, dass
diese Zielsetzung aus dem Blickfeld der handelnden Akteure geraten ist. Möglich wäre
aber auch, dass es an gemeinsamen Herausforderungen und Chancen in einem bestimmten
geographisch abgegrenzten Raum mangelt, der darauf abgestimmte spezifische Koopera-
tionen wirklich lohnend erscheinen lässt.

EU-Städteagenda

Die EU-Ebene hat  ihre Bemühungen fortgesetzt,  städtischen Belangen im Rahmen der
Regionalpolitik größere Aufmerksamkeit als in früheren Programmperioden zu widmen.
Ende Mai 2016 wurde auf Initiative der Kommission von den für städtische Fragen zustän-
digen Ministern mit dem „Pakt von Amsterdam“ die Städteagenda für die Europäische
Union auf den Weg gebracht, der dann im Juni 2016 vom Rat der Europäischen Union
formell bestätigt wurde.14 Der Pakt sieht vor, dass im Rahmen von zwölf Themenbereichen
Aktionspläne für integrierte Politiken für zentrale städtische Problemlagen entwickelt und
umgesetzt  werden.  Daran gleichberechtigte  Partner  sind:  Kommission,  Mitgliedstaaten,
regionale und lokale Behörden, Europäisches Parlament, Ausschuss der Regionen, Wirt-
schafts-  und  Sozialausschuss,  Europäische  Investitionsbank  (EIB),  Städte,  Experten,
Nichtregierungsorganisationen und Unternehmen. Die Europäische Union hat zwar keine
ausdrückliche Zuständigkeit in der Stadtpolitik. Die Kommission sieht dennoch für sich
eine zentrale Aufgabe in der Entwicklung der Städteagenda, indem sie Expertise zur Verfü-
gung stellt, Maßnahmen umsetzt und zur Vereinfachung von Verfahren beiträgt.15

Nachdem  bereits  im  Vorfeld  des  „Paktes  von  Amsterdam“  die  ersten  Pilot-
partnerschaften zu vier Themenbereichen (Wohnungsbau, Integration von Migranten und
Flüchtlingen, Armut, Luftverschmutzung) ins Leben gerufen worden waren, sind im Früh-

11 Europäische Kommission: Bericht der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä -
ischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  und  den  Ausschuss  der  Regionen  zur  Durchführung
makroregionaler Strategien der EU, COM(2016) 805 final, S. 9.

12 Europäische Kommission: Bericht der Kommission COM(2016) 805 final, S.11,13.
13 Europäische Kommission: Bericht der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä -

ischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  und  den  Ausschuss  der  Regionen  zur  Governance
makroregionaler Strategien, COM(2014) 284 final, S. 2.

14 Europäische Kommission: Pressemitteilung. Die Städteagenda für die EU: Die europäischen Städte erhal-
ten Mitspracherecht bei der Politikgestaltung der EU, 30. Mai 2016, Dok. IP/16/1924.

15 Europäische Kommission: Aufbau von Partnerschaften zur Verbesserung der Stadtgebiete, in: Panorama
Herbst 58/2016, S. 4-8.
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jahr  2017  vier  weitere  Partnerschaften  dazu  gekommen  mit  den  Themen:  Digitaler
Wandel,  Kreislaufwirtschaft,  Städtische  Mobilität,  Jobs und Fähigkeiten in  der  lokalen
Wirtschaft. Für die verbleibenden vier Themen (Anpassung an den Klimawandel, Energie-
wende,  Nachhaltige  Landnutzung  und  naturbasierte  Lösung,  Innovative  und  verant-
wortungsvolle  Vergabe öffentlicher  Aufträge)  wurden nun auch die  teilnehmenden und
federführenden Akteure bestimmt. Für alle zwölf Themenbereiche steht allerdings noch
die Ausarbeitung konkreter Aktionspläne aus.16

Regionalpolitik und Investitionsoffensive für Europa

Im Sommer 2015 war auf Initiative von Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker eine
Investitionsoffensive für Europa gestartet worden. Das „Herzstück“ der Offensive ist der
Europäische Fonds für strategische Investitionen (EFSI).17 Bis zum Start der Investitions-
offensive und der  Etablierung des EFSI hatte  die Kommission immer betont,  dass  die
Regionalpolitik mit den ihr zur Verfügung stehenden Europäischen Struktur- und Investi-
tionsfonds – den sogenannten ESI-Fonds – die Hauptinvestitionspolitik der Europäischen
Union sei.18 Zwar werden durch die Regionalpolitik alle Regionen in der Europäischen
Union gefördert,  allerdings mit stark unterschiedlicher Intensität. Schwerpunktmäßig ist
sie auf arme Länder und Regionen gerichtet. Die Investitionsoffensive sah hingegen keine
regionale  Differenzierung  vor.  Maßgeblich  für  die  Vergabe  von  angebotenen
Finanzierungshilfen  sollte  die  Nachfrage  nach  ihnen  sein,  unabhängig  davon,  wo  die
entsprechenden Investitionen in der Europäischen Union stattfinden.

Beim Start der Offensive hatte die Kommission erwartet, dass mit Hilfe des EFSI in
Kombination mit Eigenmitteln der EIB bis Ende 2018 Investitionen in Höhe von 315 Mrd.
Euro ausgelöst werden könnten, die ohne diese Unterstützung nicht zustande gekommen
wären. Besonders angesprochen werden sollten durch die Förderung Investoren von Infra-
strukturprojekten sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und sogenannte Midcaps
(Unternehmen mit 250 bis 3.000 Beschäftigten).19

Bis Mai 2017 ist nach Angaben der Kommission ein Investitionsvolumen von 194 Mrd.
Euro durch die Investitionsoffensive mobilisiert worden; somit wurden bis dahin bereits 62
Prozent des angestrebten Volumens von 315 Mrd. Euro erreicht. Es wurden Projekte in
allen  28  Mitgliedsländern  unterstützt.  Die  Anteile  der  geförderten  Investitionen  nach
Sektoren/Bereichen waren wie folgt:

• Kleine Unternehmen: 29 Prozent,
• Energie: 24 Prozent,
• Forschung, Entwicklung, Innovationen: 20 Prozent,
• Digital: 11 Prozent,
• Verkehr: 9 Prozent,
• Umweltschutz und Ressourceneffizienz: 4 Prozent,
• Soziale Infrastruktur: 3 Prozent.20

16 Christiaan van Lierop: Briefing, Delivering the Urban Agenda for the EU, European Parliamentary Re-
search Service, April 2017 

17 Europäische Kommission: Factsheet. Die Investitionsoffensive für Europa – Fragen und Antworten, 20.
Juli 2015, Dok. MEMO/15/5419.

18 Konrad  Lammers:  Europäische  Regionalpolitik,  in:  Akademie  für  Raumforschung  und  Landeskunde
(Hrsg.): Handwörterbuch der Stadt- und Raumentwicklung, im Erscheinen.

19 Europäische Kommission: Factsheet. Die Investitionsoffensive für Europa, 2015. 
20 Europäische Kommission: Broschüre. Die Investitionsoffensive für Europa, 17. Mai 2017. 
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Absolut gesehen sind die meisten Mittel der Investitionshilfen in die EU-15 geflossen; in
Ländern der EU-15 waren auch die größten geförderten Investitionsvolumina zu verzeich-
nen. Damit weicht das regionale Begünstigungsmuster der Junker-Offensive deutlich von
dem der Regionalpolitik ab. Letzteres ist schwerpunktmäßig auf die neuen Mitgliedsländer
ausgerichtet.  Setzt  man  allerdings  Investitionshilfen  und  Investitionsvolumina  in  ein
Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt der Länder, so ist kein einheitliches Muster zwischen
neuen und alten Mitgliedsländern erkennbar. Überproportional viele Mittel erhielten die
EU-15-Länder  Finnland,  Griechenland,  Portugal,  Italien,  und  Spanien,  aber  auch neue
Mitgliedsländer wie Bulgarien, die baltischen Staaten, Polen und die Slowakei.21

Bereits  im September  2016  hatte  die  Kommission  einen  Vorschlag  für  eine  zweite
Phase der Investitionsoffensive dem Europäischen Parlament und dem Rat unterbreitet.22

Das Programm sollte bis 2020 verlängert werden. Erwartet wurde nunmehr, dass bis dahin
ein zusätzliches Investitionsvolumen von insgesamt mindestens 500 Mrd. Euro ausgelöst
wird. Neben einer Vielzahl von Änderungen sah der Vorschlag ferner vor, dass der Bereich
der förderbaren Aktivitäten erweitert wird, insbesondere in weniger entwickelten Regionen
sowie in Übergangsregionen. Damit hat die Kommission ihre ursprüngliche Programmatik
revidiert, wonach Investitionen in der Europäischen Union überall zu gleichen Bedingun-
gen angeregt werden sollten, unabhängig davon, wo sie stattfinden.

Bis Ende Juni 2017 ist über den Vorschlag der Kommission weder im Rat noch im
Parlament  entschieden  worden.  Dazu beigetragen  haben sicherlich  die  Ergebnisse  von
Zwischenbewertungen, die von der Kommission (im September 2016), der EIB (ebenfalls
im September 2016) sowie einem beauftragten Beratungsunternehmen (veröffentlicht im
November 2016) vorgelegt wurden. Zwar kommen diese Bewertungen zu einem insgesamt
positiven Ergebnis, insbesondere naturgemäß die der Kommission und der EIB. Dieses
Ergebnis wurde aber vom Europäischen Rechnungshof nicht geteilt.23 Insbesondere sieht
er nicht überzeugend dargelegt, dass die geförderten Projekte ohne die Unterstützung nicht
durchgeführt  worden wären.  Das Kriterium der  Zusätzlichkeit  sei  somit  nicht  erfüllt.24

Auch das Europäische Parlament hat sich im Juni 2017 in einer Erschließung in einigen
Punkten sehr kritisch zu der Investitionsoffensive geäußert. Es fordert, dass das Kriterium
der  Zusätzlichkeit  noch präzisiert  werden müsse,  insbesondere  im Bereich innovativer
Vorhaben. Auch kritisiert das Parlament die geographische Verteilung der bislang geför-
derten  Investitionen,  die  sich  nach  seiner  Auffassung  zu  sehr  auf  die  EU-15-Länder
konzentrierten und in diesen nur auf einige Regionen. Das Parlament stellt darüber hinaus
fest, dass bislang nichts darauf hindeutet, dass seit Bestehen des EFSI ein Investitions-
schub in der Europäischen Union ausgelöst worden sei.25 

21 Eigene Berechnungen nach: Europäische Kommission: Country Factsheets. Investment Plan state of play,
21.6.2017,  abrufbar  unter:  https://ec.europa.eu/commission/publications/country-factsheets-investment-
plan-state-play_de (letzter Zugriff: 25.6.2017).

22 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 und (EU) 2015/1017 im Hinblick auf die Verlängerung
der Laufzeit des Europäischen Fonds für strategische Investitionen sowie die Einführung technischer Ver-
besserungen für den Fonds und die Europäische Plattform für Investitionsberatung, COM(2016) 597 final.

23 Siehe auch den Beitrag „Rechnungshof“ in diesem Buch.
24 Peter Becker: Der Europäische Fonds für strategische Investitionen, Schriftliche Stellungnahme zur öf-

fentlichen Anhörung des Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäischen Union des Deutschen
Bundestages, SWP Berlin, 28.11.2016, S. 8.

25 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments zur Durchführung des Europäischen
Fonds für strategische Investitionen, 15. Juni 2017, P8_TA-PROV(2017)0270.
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Regionalpolitik nach 2020 

Mit einer Entschließung des Europäischen Parlaments zu Bausteinen der Kohäsionspolitik
nach 2010 im Juni 2017 wurden offiziell die Überlegungen für die Regionalpolitik in der
nächsten Förderperiode eingeleitet.26 Das Parlament lehnt jegliche Überlegungen ab, der
Kohäsionspolitik ab 2020 einen geringeren Stellenwert zuzuweisen als bislang etwa als
Folge geringerer Haushaltsmittel im Zuge des EU-Austritts Großbritanniens (Brexit)27. Es
tritt ferner für die Beibehaltung der Ex-ante-Konditionalitäten ein, spricht sich aber für
eine Abschaffung der makroökonomischen Konditionalitäten aus und befürwortet flexib-
lere und vereinfachte Verfahren zur Umsetzung der Politik und Auszahlung der Mittel.
Auch in dieser Entschließung wird kritisch zur Initiative des EFSI Stellung bezogen: Sie
dürfe  die  „strategische  Kohärenz,  die  territoriale  Konzentration  und  die  langfristige
Perspektive  der  Programmplanung  der  Kohäsionspolitik  nicht  untergraben“.28 Die
Kommission  wird  dazu  aufgefordert,  einen  „umfassenden  Legislativvorschlag  für  eine
starke und wirksame Kohäsionspolitik nach 2020 vorzulegen“.29

Ausblick

In den nächsten zwölf Monaten wird die Diskussion um die Regionalpolitik nach 2020 an
Fahrt  aufnehmen.  Über  die  generelle  Debatte  einer  programmatischen  Neuausrichtung
hinaus  wird  dabei  der  sehr  wahrscheinliche  Ausfall  des  Vereinigten  Königreiches  als
Nettozahler, die Probleme der rechtsstaatlichen Entwicklung in Polen und Ungarn sowie
die Weigerung mittel- und osteuropäischer Länder in der Migrationsfrage zu kooperieren,
eine erhebliche Rolle spielen. Für das vierte Quartal 2017 hat die Kommission den siebten
Kohäsionsbericht  angekündigt,  der  allerdings  keine  Aussagen  zur  regionalpolitischen
Ausrichtung nach 2020 machen wird.30 Im Rahmen der Durchführung der Operationellen
Programme stehen die verbliebenen Aktionspläne zur Erfüllung der Ex-ante-Konditionali-
täten auf der  Agenda sowie gegebenenfalls  die Reaktionen der  Kommission bei  deren
Nichterfüllung.  Im  Rahmen der  EU-Städteagenda  sind  die  Aktionspläne  für  die  zwölf
benannten Themenbereiche zu erarbeiten. Schließlich ist über die Fortführung des Investi-
tionsprogrammes zu entscheiden, gegen die es bislang einen Vorbehalt  des  Parlaments
gibt, insbesondere deshalb, weil die Mittel der Investitionsoffensive ein anderes nationales
Begünstigungsmuster aufweisen als das der Regionalpolitik.
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